
 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 1 - 
 
 

 
 
 
 

BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 
 

 

AO § 254: 
Insolvenzverfahren, Umsatzsteuer, Schulden, Restschuldbefreiung, Insolvenzmasse, 
Insolvenzverwalter  

Bundesfinanzhof Az: XI R 23/22  
Ist für nach Abschluss des Insolvenzverfahrens noch rückständige Umsatzsteuerschulden 
aus Rechtshandlungen des Insolvenzverwalters die Haftung des Steuerpflichtigen auf das 
ehemals zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen beschränkt? 

 
 
 

 

AO § 80: 
Bevollmächtigter, Vollmacht, Umfang, Organisationseinheit, Grunderwerbsteuer, 
Steuernummer  

Bundesfinanzhof Az: II R 10/22  
Gilt die Empfangsvollmacht auch für neue Steuernummern (hier: Grunderwerbsteuer), 
wenn ein Steuerberater ohne Einschränkung als Empfangsbevollmächtigter bestellt wird? 
Hat es im Streitfall eine Bedeutung, dass sich die Zuständigkeit hinsichtlich der Veranla-
gung der Personengesellschaft, hier wurde die Vollmacht abgegeben, und der Grunder-
werbsteuerstelle in einem Finanzamt konzentriert? 

 
 
 

 

AStG § 15 Abs 1: 
Außensteuerrecht, Familienstiftung, Schweiz, Kapitalverkehrsfreiheit, Niederlas-
sungsfreiheit  

Bundesfinanzhof Az: I R 31/22  
Zu den tatbestandlichen Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 und 2 AStG im Falle einer 
Schweizer FamilienstiftungAuslegung der Begriffe "Bezugsberechtigung" und "Anfalls-
berechtigung"? Unvereinbarkeit von § 15 Abs. 1 AStG mit der Kapitalverkehrsfreiheit? 
Geltungserhaltende Auslegung des § 15 Abs. 6 AStG in Drittstaaten-Fällen? 
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AStG § 15 Abs 1: 
Außensteuerrecht, Familienstiftung, Schweiz, Kapitalverkehrsfreiheit, Niederlas-
sungsfreiheit  

Bundesfinanzhof Az: I R 32/22  
Zu den tatbestandlichen Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 und 2 AStG im Falle einer 
Schweizer FamilienstiftungAuslegung der Begriffe "Bezugsberechtigung" und "Anfalls-
berechtigung"? Unvereinbarkeit von § 15 Abs. 1 AStG mit der Kapitalverkehrsfreiheit? 
Geltungserhaltende Auslegung des § 15 Abs. 6 AStG in Drittstaaten-Fällen? 

 
 
 

 

BewG § 151 Abs 1 S 1 Nr 3: 
Gesonderte Feststellung, Kapitalgesellschaft, Substanzwert  

Bundesfinanzhof Az: II R 49/22  
Feststellung des Werts der Anteile an einer Kapitalgesellschaft für Zwecke der Schen-
kungsteuer nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BewG:1. Stellen gesellschaftsvertragliche Re-
gelungen bzgl. eines festgelegten Erwerberkreises "Verfügungsbeschränkungen" und so-
mit "persönliche Verhältnisse" i.S. des § 9 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Abs. 3 BewG dar?2. Liegt 
bei der Ableitung des gemeinen Wertes aus Verkäufen "ein fremder Dritter" bereits dann 
vor, wenn die Person nicht zum Personenkreis des § 15 AO gehört?3. Ist die pauschale 
Berücksichtigung eines Marktwertabschlags von 20 % für Wertminderungen ("Holdin-
gabschlag"), bei der Preisfindung von Gesellschaftsanteilen einer familiengeprägten, nicht 
börsennotierten Kapitalgesellschaft zulässig?4. Ist der Substanzwert gem. § 11 Abs. 2 
Satz 3 BewG auch bei der Wertermittlung nach § 11 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 BewG als 
Untergrenze anzuwenden? 

 
 
 

 

DBA NLD Art 14 Abs 1: 
Doppelbesteuerung, Besteuerungsrecht, Arbeitslohn, Steuerfreistellung  

Bundesfinanzhof Az: I R 51/22  
Führt die Anwendung der niederländischen sog. 30%-Regelung zu einer teilweisen tat-
sächlichen Nichtbesteuerung des Arbeitslohns i.S. des § 50d Abs. 9 Satz 4 EStG i.V.m. 
Art. 22 Abs. 1 Buchst. a DBA-Niederlande und kann Deutschland insoweit von einer 
Steuerfreistellung der Einkünfte aus den Niederlanden absehen? 
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DBA USA Art 20 Abs 1 S 1: 
Doppelbesteuerung, Besteuerungsrecht, Ansässigkeit, Steuerbefreiung, Lehrer  

Bundesfinanzhof Az: I R 49/22 
Bestimmt sich die Ansässigkeit i.S. des Art. 20 Abs. 1 Satz 1 DBA-USA 1989/2008 nur 
nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 DBA-USA 1989/2008 oder im Fall der Doppelansässigkeit zu-
sätzlich nach der Tie-Breaker-Rule (Art. 4 Abs. 2 DBA-USA 1989/2008)? 

 
 
 

 

EStG § 10 Abs 2 S 1 Nr 2: 
Sonderausgabe, Vorsorgeaufwendungen, Verein  

Bundesfinanzhof Az: X R 15/22  
Abziehbarkeit von Beiträgen an einen Solidarverein als Sonderausgaben: Sind Beiträge 
an eine nicht der Versicherungsaufsicht unterliegende Solidargemeinschaft als Vorsorge-
aufwendungen anzuerkennen? 

 
 
 

 

EStG § 10 Abs 2 S 1 Nr 2: 
Sonderausgabe, Vorsorgeaufwendungen, Verein  

Bundesfinanzhof Az: X R 10/22  
Abziehbarkeit von Beiträgen an einen Solidarverein als Sonderausgaben: Sind Beiträge 
an eine nicht der Versicherungsaufsicht unterliegende Solidargemeinschaft als Vorsorge-
aufwendungen anzuerkennen? 

 
 
 

 

EStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 2: 
Organschaft, Tochtergesellschaft, Gewinnausschüttung, Freistellung, Ausland, Uni-
onsrecht  

Bundesfinanzhof Az: IV R 29/22  
Ist Art. 4 Abs. 1 Buchst. a der Mutter-Tochter-Richtlinie dahin auszulegen, dass er einer 
nationalen Steuerregelung wie der einer sog. Bruttobesteuerung (§ 15 Satz 1 Nr. 2 KStG) 
entgegensteht, wonach Gewinnausschüttungen von EU–Tochtergesellschaften bei der 
EU-Muttergesellschaft nicht freizustellen sind und es ohne weitere Ausschüttung zu einer 
Besteuerung beim Organträger kommt? 
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EStG § 15 Abs 2 S 1: 
Grundstück, Vermietung, Zwangsverwaltung, Weiterleitung, Zurechnung, Personelle 
Verflechtung, Gesellschafterwechsel, Neue Tatsache  

Bundesfinanzhof Az: IV R 1/23  
Erwerb aller Mitunternehmeranteile an einer Grundstücksgesellschaft, auf deren Grund-
besitz Grundschulden lasten, sowie an der Gesellschaft, deren Betrieb mit den besicherten 
Darlehen finanziert wurde, durch einen Dritten:Sind die nach Anordnung der Zwangsver-
waltung dem Zwangsverwalter direkt zugeflossenen Mieteinnahmen Betriebseinnahmen 
der vermietenden Gesellschaft? Ist die Weiterleitung von Mieten und Grundstücksveräu-
ßerungserlösen an den Zwangsverwalter Betriebsausgabe oder handelt es sich um nach-
trägliche Anschaffungskosten der Mitunternehmeranteile? Lagen neue Tatsachen vor, ob-
wohl das FA Kenntnis von der Einsetzung des Zwangsverwalters hatte? 

 
 
 

 

EStG § 6 Abs 1 Nr 4 S 2: 
PKW-Nutzung, Privatnutzung, Anscheinsbeweis  

Bundesfinanzhof Az: III R 34/22  
Welche Kriterien sind zur Erschütterung des Anscheinsbeweises der privaten PKW-Nut-
zung eines im Betriebsvermögen befindlichen PKWs heranzuziehen? Wie sind weitere 
potenziell vergleichbare PKWs im Privatvermögen hierbei zu berücksichtigen? 

 
 
 

 

EStG § 62: 
Kindergeld, Ausland, Auszahlung, Anspruch, Aufhebung  

Bundesfinanzhof Az: III R 40/22  
1. Kommt es für eine Berücksichtigung ausländischer Leistungen (hier: "Child Benefit") 
im Rahmen von Art. 68 Abs. 2 der VO Nr. 883/2004 darauf an, dass eine Leistung tat-
sächlich ausgezahlt wird oder genügt es, dass ein Anspruch dem Grunde nach besteht? 
2. Erfolgt eine Art Aufhebung des Anspruchs auf "Child Benefit" durch den "High In-
come Child Benefit Charge"? 

 
 
 

 

EStG § 6b: 
Rücklage, Bilanzenzusammenhang  

Bundesfinanzhof Az: XI R 27/22  
Liegen die in § 6b Abs. 3 EStG genannten Voraussetzungen im Jahr 2003 nicht vor, ist 
dann eine Rücklage nach § 6b EStG unabhängig davon, ob sie im Jahr 2002 zu Recht ge-
bildet worden ist, im Jahr 2003 gewinnwirksam aufzulösen? Sind die auf Rückstellungen 
anzuwendenden Regeln des formellen Bilanzenzusammenhangs auch auf Rücklagen nach 
§ 6b EStG erfolgswirksam anzuwenden? 
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EStG § 7i Abs 1 S 1: 
Baudenkmal, Erhöhte Absetzung, Ausland, Polen  

Bundesfinanzhof Az: X R 19/22  
Stellt die Beschränkung der Vornahme erhöhter Absetzungen bei Baudenkmalen gemäß § 
7i Abs. 1 Satz 1 EStG auf im Inland belegene Gebäude einen Verstoß gegen die Nieder-
lassungsfreiheit bzw. gegen die Kapitalverkehrsfreiheit dar (hier: Anwendbarkeit des § 7i 
Abs. 1 Satz 1 EStG auf ein unter Denkmalschutz stehendes und in Polen belegenes Ge-
bäude)? 

 
 
 

 

GewStG § 2 Abs 2 S 2: 
Gewerbesteuer, Kürzung, Immobilie, Organschaft  

Bundesfinanzhof Az: III R 41/22  
Ist die Regelung des § 2 Abs. 2 Satz 2 GewStG, der zufolge Geschäftsbeziehungen inner-
halb eines Organkreises nicht zu gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen und Kürzungen 
führen, in Fällen der sog. Weitervermietung im Hinblick auf die erweiterte Grundstücks-
kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG nicht anzuwenden? 

 
 
 

 

GewStG § 3 Nr 20 Buchst b: 
Beteiligungsveräußerung, Mehrstöckige Personengesellschaft, Steuerschuldner, Ge-
werbesteuerbefreiung  

Bundesfinanzhof Az: I R 34/22  
Beteiligungsveräußerung im Rahmen von mehrstöckigen Personengesellschaften: Steuer-
schuldnerin und Anwendbarkeit des § 3 Nr. 20 Buchst. b GewStG1. Ist Schuldnerin der 
Gewerbesteuer nach § 5 Abs. 1 Satz 3 GewStG im Falle einer Beteiligungsveräußerung 
im Rahmen von mehrstöckigen Personengesellschaften nur die Gesellschaft, an der der 
anteilsveräußernde Gesellschafter unmittelbar beteiligt ist?2. Kommt die Befreiungsvor-
schrift des § 3 Nr. 20 Buchst. b GewStG im Rahmen einer mehrstöckigen Gesellschafts-
struktur nur bei derjenigen Gesellschaft zur Anwendung, die die persönlichen und tatbe-
standlichen Voraussetzungen selbst erfüllt? Wird nur derjenige Gewerbeertrag befreit, der 
unmittelbar aus der privilegierten Tätigkeit erzielt wird? 
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KStG § 36 Abs 7: 
Körperschaftsteuerguthaben, Körperschaftsteuerminderung, Gleichbehandlung  

Bundesfinanzhof Az: I R 7/23  
1. Verstoßen die durch das Jahressteuergesetz 2010 getroffenen Regelungen zur Umglie-
derung der Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapitals (vEK) in ein Körperschaftsteuer-
guthaben gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes? Führt die weiterhin gemäß § 36 
Abs. 4 KStG vorzunehmende Verrechnung von negativen EK 02 mit belasteten vEK zu 
einer verfassungswidrigen Vernichtung von Körperschaftsteuerminderungspotential?2. 
Mit Beschluss vom 24.11.2022 - 2 BvR 1424/15 hat das BVerfG aufgrund der Verfas-
sungsbeschwerde das BFH-Urteil vom 25.02.2015 - I R 86/12 aufgehoben und die Sache 
an den BFH zurückverwiesen. Der Rechtsstreit wird nun unter dem neuen Az. I R 7/23 
geführt. 

 
 
 

 

KStG § 8 Abs 3 S 2: 
Pensionszusage, Verdeckte Gewinnausschüttung, Schuldbeitritt  

Bundesfinanzhof Az: I R 48/22  
Erhöhung des Entgelts für einen Schuldbeitritt zu Pensionszusagen1. Ist eine gesellschaft-
liche Veranlassung regelmäßig anzunehmen, wenn die Kapitalgesellschaft ohne Gegen-
leistung eine ihr günstige, gesicherte Rechtsposition zugunsten ihres Gesellschafters auf-
gibt, indem sie einer für sie ungünstigen Vertragsänderung zustimmt?2. Kommt es für 
den Stichtag 28.11.2013, der für die zeitliche Anwendung des § 4f EStG i.d.F. des AIFM-
StAnpG nach § 52 Abs. 12c EStG i.d.F. des AIFM-StAnpG maßgeblich ist, auf den Zeit-
punkt der jeweiligen Verpflichtungsübertragung, nicht auf den Zeitpunkt der Entstehung 
der Aufwendungen an (entgegen BMF-Schreiben vom 30.11.2017, BStBl I 2017, 1619)? 

 
 
 

 

NATOTrStat Art X Abs 1 S 1: 
NATO-Truppenstatut, Steuerbefreiung, Doppelbesteuerung, Besteuerungsrecht  

Bundesfinanzhof Az: I R 46/22  
Erfordert die Steuerbefreiung des Art. X Abs. 1 Satz 2 NATOTrStat, dass die Mitglieder 
einer Truppe oder eines zivilen Gefolges unter Art. X Abs. 1 Satz 1 NATOTrStat fallen, 
d.h. sich "nur in dieser Eigenschaft" im Hoheitsgebiet des Aufnahmestaates aufhalten? 
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NATOTrStat Art X Abs 1 S 1: 
NATO-Truppenstatut, Steuerbefreiung, Doppelbesteuerung, Besteuerungsrecht  

Bundesfinanzhof Az: I R 47/22  
Erfordert die Steuerbefreiung des Art. X Abs. 1 Satz 2 NATOTrStat, dass die Mitglieder 
einer Truppe oder eines zivilen Gefolges unter Art. X Abs. 1 Satz 1 NATOTrStat fallen, 
d.h. sich "nur in dieser Eigenschaft" im Hoheitsgebiet des Aufnahmestaates aufhalten? 

 
 
 

 

OWiG § 33 Abs 1 S 1 Nr 4: 
Verjährung, Unterbrechung, Urkunde, Durchsuchung  

Bundesfinanzhof Az: X R 7/22  
Darf ein Gericht den Sachverhalt dahingehend würdigen, dass eine (gemäß § 33 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 OWiG die Verfolgungsverjährung unterbrechende) gerichtliche Durchsu-
chungsanordnung vorliege, wenn der entsprechende richterliche Beschluss nicht mehr als 
Original oder Kopie der Urkunde auffindbar ist und demgemäß keinerlei Anhaltspunkte 
dafür gegeben sind, dass die gerichtliche Anordnung den verfassungsrechtlichen Mindest-
anforderungen genügt? 

 
 
 

 

StBerG § 14 Abs 1 S 1 Nr 5: 
Lohnsteuerhilfeverein, Mitgliedsbeitrag, Kindergeld  

Bundesfinanzhof Az: VII R 26/22  
Darf Kindergeld zur Ermittlung der Mitgliedsbeiträge bei Lohnsteuerhilfevereinen als zu-
fließendes Geldmittel mit in die Beitragsbemessungsgrundlage einbezogen werden oder 
handelt es sich dabei um ein verstecktes gesondertes Entgelt und somit einen Verstoß ge-
gen das Gebot der unentgeltlichen Beratungsleistung i.S. des § 14 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 
StBerG? 

 
 
 

 

UStG § 1 Abs 1 Nr 1: 
Steuerbarkeit, Regelsteuersatz, Einheitliche Leistung, Turnier, Preisgeld, Pferde  

Bundesfinanzhof Az: V R 2/23  
Umsatzsteuerrechtliche Behandlung von Turnierpreisgeldern mit fremden Pferden:Sind 
Preisgelder eines Berufsreiters und Turnierstallbetreibers für die Teilnahme an inländi-
schen und ausländischen Turnieren mit fremden Pferden umsatzsteuerbar und mit dem 
Regelsteuersatz steuerpflichtig, wenn diesem nach den mit den Pferdeeigentümern ge-
schlossenen Verträgen die --als einheitliche Leistung zu wertende-- Pferdeunterbringung, 
Pferdeausbildung und Turnierteilnahme gegen Abtretung des hälftigen Teils der (den 
Pferdeeigentümern zustehenden) Preisgelder obliegt und der zeitlich überwiegende Teil 
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der Leistung im inländischen Stall erbracht wird?Das Verfahren V R 40/20 war durch Be-
schluss vom 27.07.2021 bis zur Entscheidung des EuGH in dem Verfahren C-713/21 aus-
gesetzt. Das Verfahren wurde unter dem jetzigen Aktenzeichen V R 2/23 wieder aufge-
nommen. 

 
 
 

 

UStG § 12 Abs 2 Nr 8 Buchst a: 
Bluttransporte, Zweckbetrieb, Gemeinnützigkeit, Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, 
Steuerbegünstigung  

Bundesfinanzhof Az: V R 14/22  
Steuerbegünstigung gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG bei Blut- und Gewebetrans-
porten zwischen Krankenhäusern oder Ärzten und Laboren?Leistungen, die im Rahmen 
eines Zweckbetriebs erbracht werden: Kommen die auf die Linderung der Hilfsbedürftig-
keit gerichteten Leistungen einer begünstigten Körperschaft den hilfsbedürftigen Perso-
nen bereits dann "zugute" (s. § 66 Abs. 3 AO), wenn die konkreten Leistungen bei der be-
troffenen Person - sei es auch ohne Vertragsverhältnis und ohne faktischen Kontakt zwi-
schen Person und Leistungserbringer - ihren Niederschlag finden, weil sie notwendiger 
Bestandteil der erforderlichen Gesamtbehandlung sind?Ist bei der Frage der Begünsti-
gung solcher Leistungen somit nicht (mehr) danach zu differenzieren, ob die gewünschten 
Auswirkungen der Leistungen darauf beruhen, dass die Körperschaft im Rahmen eines 
direkten Vertragsverhältnisses ("rechtlich unmittelbar"), im Rahmen eines direkten physi-
schen Kontakts ("faktisch unmittelbar") oder letztlich nur im Rahmen eines mittelbaren 
Wirkungsverhältnisses zum Patienten tätig geworden ist? 

 


